
N i e d e r s c h r i f t  

über die 28. Sitzung des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses 
am 29.11.2001 im Kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

An der Sitzung nehmen folgende Stadtverordnete (StV) bzw. Sachkundige Bürgerinnen / Bürger (SB) teil: 

Hoven, Matthias, Ausschußvorsitzender  
Beck, Dr. Friedhelm, StV  
Behrens-Hommel, Eva, StV  
Bongartz, Hubert, StV  
Frey, Heinz, StV  
Gruben, Martina, StV  16:00 - 17:40 
Gussen, Erich, StV  
Lohn, Helmut, StV  16:05 - 18:50 
Pott, Hildegard, StV  
Cremerius, Winfried, SB  
Janknecht, Rudolf, SB  
Krott, Josef, SB  
Schaaf, Heinz, SB  
Wilms, Wilfried, SB  
Talarek, Anke, StV mit beratender Stimme  
Müller, Heinz, Vertreter  
Schumacher, Dr. Helmut, Vertreter  16:00 - 18:30 
Esser, Heinz-Gerwin, stellvertretende Sachkundige Bürger  17:40 - 18:50 
Winnikes, Manfred, stellvertretende Sachkundige Bürger  
 

Von der Verwaltung nehmen an der Sitzung teil: 
 
Beigeordneter Schulz als Vertreter des Bürgermeisters 
Dipl.-Ing. Helgers 
StAR Ervens  
StA Keller als Schriftführer 

Der Vorsitzende eröffnet gegen 16:00 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass die 
Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Plan., Umw. u. Bauausschuss beschlussfähig 
ist. 

Weiterhin schlägt er vor, den TOP 4 wegen der zahlreichen Gäste vorzuziehen.  

Einwendungen hiergegen werden nicht erhoben. 

Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung evtl. Erweiterungen und Absetzungen wie folgt dar: 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 
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1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Sümpfungseinflüsse durch den Tagebau Inden; Antrag der RWE Rheinbraun AG gem. § 7 
WHG auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für Maßnahmen zum Schutz des 
Feuchtgebietes L-2/2 Kellenberger Kamp) 

1.2. Tagebau Inden; Zulassung zur 1. Ergänzung zum Sonderbetriebsplan 4/2000 vom  27.4.2001 - 
B12 le 
-  „ Maßnahmen der Entwässerung Rand-, Feldes- und Sohlenbereich“ 

1.3. Wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden, unser Dorf hat Zukunft“ 

1.4. Euro-Umstellung im Bereich des ruhenden Verkehrs 

1.5. Nachtbuskonzept 

1.6. Antrag der SPD-Stadtratsfraktion Nr. 40/2001 vom 28.10.2001 
hier: Einführung einer getrennten Abwassergebühr 

2. Anfragen 

3. Fahrradfreundliche Stadt 
Konzeptvorschlag des Lokale Agenda 21 Arbeitskreises 

4. Bebauungsplan  Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“ 
a) Beschluss über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
b) Satzungsbeschluss für den Teilbereich 15.1 gemäß § 10 BauGB 

5. Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ 
- Satzungsbeschluss - 

6. Mitwirkung der Stadt Jülich im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark 

7. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 

8. Anträge 

8.1. Verbrennen von Grün- und Gartenabfällen 
hier: Antrag der SPD-Fraktion Nr. 42/2001 vom 10.11.2001 

9. Bauvorhaben 

9.1. Neubau der Brücke Bongardstraße/Ellebach in Jülich 

9.2. Ausführungsplanung Poststraße 

10. Änderung der Vergabeordnung 
(Antrag Nr. 19/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom 
25.04.2001) 

B. Nichtöffentlicher Teil 

A. Öffentlicher Teil 

4. Bebauungsplan  Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“ 
a) Beschluss über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
b) Satzungsbeschluss für den Teilbereich 15.1 gemäß § 10 BauGB 
(Vorlagen-Nr.: 570/2001) 
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Beigeordneter Schulz erklärt, dass im Beschlussentwurf unter Pkt. 5 es statt „der Investor...“ 
„die Stadt Jülich...“ heißen muss. 
 
Der Ausschuss kommt überein, dass der Bebauungsplan 15.2 mit Nachdruck weiter fortgeführt 
werden soll. 
 
Weiterhin wird eine Stellungnahme/Bericht bezüglich der Erhöhung des Mühlenteiches vom 
Wasserverband gewünscht. 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „a) -Die Einwendungen des RA  Spelthahn für Daniel Hunf werden zurückgewiesen. 
 Nach zahlreichen Beratungen (u.a. vor Ort) hat der Planungs, Umwelt- und Bauausschuss der 

Stadt Jülich in seiner Sitzung am 27.08.2001 unter Abwägung aller öffentlichen und privaten 
Interessen beschlossen, den Bebauungsplan Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“ in der jetzt 
vorliegenden Form gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 

 Die von Herrn Hunf vorgelegte kleine Lösung wird von ihm selbst als „keine Lösung für die 
Zukunft“ bezeichnet. Die Vorschläge zur sogenannten „großen Lösung“ sind nicht durchführbar, 
weil private Grundstücksflächen in Anspruch genommen werden müssten und sich die 
Erschließungssituation nicht wesentlich verbessern würde. Eine Anbindung an die Cäcilienstraße 
ist aus verkehrstechnischen Gründen nicht sinnvoll. 

 Die Frage der Kosten und der Wirtschaftlichkeit sind vom Investor abgewogen worden. Die 
Planung wird den ökonomischen Rahmenbedingungen gerecht. 

 Auch werden die Interessen des Herrn Hunf nach der vorliegenden Planung weniger betroffen, 
als wenn sein Garten zur Verkehrsfläche würde. 

 Da Herr Hunf betont, dass er keine grundsätzlichen Einwendungen gegen die Planung hat und 
die nachbarrechtlichen Fragen privat und nicht im öffentlich-rechtlichen Bebauungsplanverfahren 
geregelt werden, sind seine Interessen durch den Bebauungsplan nicht verletzt. 

 Die Absicherungsmaßnahmen am Haus Hunf sind privatrechtlicher Natur und werden vom 
Investor übernommen. Im übrigen wäre auch ohne die Aufstellung des Bebauungsplanes der 
Abriss des Hauses Nr. 135 erforderlich. 

 Aufgrund dieser Erwägungen und der Abwägung aller öffentlichen und privaten Interessen wird 
die Erschließung des Baugebietes nicht geändert. 

 Der Bitte des Staatlichen Umweltamtes Aachen wird entsprochen, die Begründung wird 
entsprechend ergänzt. 

 
 - Die Bedenken des Kreises Düren werden wie folgt berücksichtigt: 
  

1. Der Bebauungsplan wird in die Teilbereiche 15.1 und 15.2 aufgeteilt (s. Anlage). 
2. Die Planung im Bereich der Friedhofstraße wird so umgestellt, dass der Schutz der 

Lindenallee gewährleistet ist (erneute öffentliche Auslegung Teilbereich 15.2). 
3. Der Nachweis für die Niederschlagswasserentsorgung wird erbracht (erneute öffentliche 

Auslegung Teilbereich 15.2). 
4. Die Vorschläge aus dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag werden gemäß § 3 Abs. 3 

BauGB als Festsetzungen in den Bebauungsplan 15.1 übernommen. 
5. Die Stadt Jülich schließt vor Rechtskraft des Bebauungsplanes einen öffentlich-rechtlichen 

Vertrag mit der Unteren Landschaftsbehörde. 
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b) Der Bebauungsplan Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“, Teilbereich 15.1 wird gemäß § 10 
BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung dazu.“ 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Sümpfungseinflüsse durch den Tagebau Inden; Antrag der RWE Rheinbraun AG gem. § 7 
WHG auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für Maßnahmen zum Schutz des 
Feuchtgebietes L-2/2 Kellenberger Kamp) 
(Vorlagen-Nr.: 635/2001) 

Mitteilung: 
Aus einer Nebenbestimmung der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 29.12.1987 ergibt sich für  
Rheinbraun die Verpflichtung zur Durchführung von Maßnahmen zum Schutz des Natur- und 
Wasserhaushalts. Überwacht wird diese Verpflichtung durch die Fachbehörden. 
 
Am 20.6.2001 hat beim Bergamt Düren eine Besprechung über die Ergebnisse der 
Beobachtung der in der Rur- und Wurmaue gelegenen Feuchtgebiete durch die Universität 
Giessen (im Auftrage der Rheinbraun) und die Durchführung von Schutzmaßnahmen mit 
Rheinbraun und den zuständigen Behörden stattgefunden. 
 
Signifikante vegetative Veränderungen sind für den Teilbereich Kellenberger Kamp festgestellt 
worden. Ebenfalls sind im Bereich Prinzwingert deutliche Veränderungen in der Vegetation 
beobachtet worden. 
 
Da die Stadt Jülich betroffene Kommune ist, wurde gefordert, bei zukünftigen Terminen dieser 
Art teilnehmen zu können. Dieser Forderung wurde stattgegeben. Am 18.12.2001 findet der 
nächste Termin statt, an dem Vertreter der Stadtverwaltung teilnehmen werden. 

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

1.2. Tagebau Inden; Zulassung zur 1. Ergänzung zum Sonderbetriebsplan 4/2000 vom  27.4.2001 - 
B12 le 
-  „ Maßnahmen der Entwässerung Rand-, Feldes- und Sohlenbereich“ 
(Vorlagen-Nr.: 634/2001) 

Mitteilung: 
Mit Schreiben vom 30.10.2001 teilt das Bergamt Düren mit, dass die o.g. Maßnahme der 
RWE Rheinbraun AG zugelassen ist.  

 
Als Nebenbestimmungen werden unter “Allgemeines” Angaben zum Untergrund des 
Bohrplatzes, zum Antreffen von Kampfmitteln, zu Einzäunungen, etc. gemacht. 

 
Licht-, Lärm- oder Staubemissionen sollen so weit möglich verhindert oder auf ein Mindestmaß 
beschränkt werden. 

 
Die Entwässerung soll örtlich und zeitlich so betrieben werden, dass für das jeweilige Ziel der 
Grundwasserabsenkung nur das geringmögliche Vorratsvolumen an Grundwasser zur Schonung 
des Wasserhaushalts entfernt wird, wie es die Sicherheit des Tagebaus erfordert 
(Standsicherheit der Böschungen, etc.). 

 
 Alle in Anspruch genommenen Wege müssen für die jeweilige Nutzung (z.B. 

Schwerlasttransport) geeignet und von den zuständigen Stellen zur Benutzung freigegeben sein. 
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 Das Schreiben vom 30.10.2001 des Bergamtes Düren soll der Niederschrift beigefügt werden. 
 
 Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

1.3. Wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden, unser Dorf hat Zukunft“ 
(Vorlagen-Nr.: 618/2001) 

Mitteilung: 
Der Kreis Düren beabsichtigt, auch im nächsten Jahr wieder den Wettbewerb „Unser Dorf soll 
schöner werden, unser Dorf hat Zukunft“ durchzuführen. 

 
Die Meldungen der interessierten Ortschaften sollen bis zum 14.12.2001 erfolgen. Weiterhin ist 
vorgesehen, am Donnerstag, dem 24.01.2002, um 16.00 Uhr im Kreishaus, Bismarckstr. 16, in 
Düren, Raum 158, ein Vorgespräch mit allen Beteiligten und Interessierten zu führen. 

 
Die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher wurden diesbezüglich angeschrieben.  

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

1.4. Euro-Umstellung im Bereich des ruhenden Verkehrs 
(Vorlagen-Nr.: 637/2001) 

Mitteilung: 
 Ab Mittwoch, den 14.11.2001, wurden für die bisher im Betrieb befindlichen Parkuhren an der 

Großen Rur-/Neusser Straße 10 neue und 1 umgerüsteter Parkscheinautomat (ehemals Marie-
Juchacz-Weg) aufgestellt. Für die zukünftig nach dem Umbau an der Westseite der Poststraße 
bereitgestellten Stellplätze steht jedoch derzeitig kein Parkscheinautomat zur Verfügung, da der 
bei der Einplanung mitberücksichtigte Parkscheinautomat auf dem Walramplatz wegen 
Nichtinanspruchnahme des Walramplatzes durch die geplante Bebauung nunmehr nicht zur 
Verfügung steht. Es wird vorgeschlagen, den an der Einmündung Bastionstraße/Kuhlstraße 
aufgestellten Parkscheinautomaten abzubauen, da ein gebührenpflichtiges Parken in diesem 
Teilbereich der Bastionstraße kaum stattfindet. Hierfür sollte eine entsprechend auf 2 Stunden 
ausgerichtete parkscheibenpflichtige Zone für den Teilbereich Bastionstraße von der 
Einmündung Kuhlstraße aus bis hinter dem Gebäude des ehemaligen Fernmeldeamtes 
(Bastionstraße 21) zu gegebener Zeit eingerichtet werden. Durch die Verwendung dieses 
freiwerdenden Parkscheinautomaten für eine Aufstellung in der Poststraße könnten somit ca. 
7.000,-- DM Anschaffungskosten für einen neuen Parkscheinautomaten eingespart werden.  

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

1.5. Nachtbuskonzept 
(Vorlagen-Nr.: 620/2001) 

Mitteilung: 
Im Regionalen Beirat am 7.11.01 wurde im Hinblick auf die bisherigen positiven Effekte und der 
tendenziell steigenden Nachfrage einstimmig beschlossen, das Nachtbuskonzept in seiner 
bisherigen Form fortzuführen. Somit werden weiterhin jeden Freitag und Samstag 5 Kleinbusse 
jeweils 3 Fahrten im Anschluss an die Züge aus Köln um 23.55 Uhr, 0.55 Uhr und 1.55 Uhr 
fahren. 

 
Im Laufe des nächsten Jahres sind jedoch durch die DKB Ermittlungen und Überlegungen 
durchzuführen, inwieweit eine Attraktivitäts- und Rentabilitätssteigerung  des 
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Nachtbuskonzeptes durch Anbindung weiterer Ortschaften sowie durch Sponsoring möglich 
sein wird. 

  
 Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

1.6. Antrag der SPD-Stadtratsfraktion Nr. 40/2001 vom 28.10.2001 
hier: Einführung einer getrennten Abwassergebühr 
(Vorlagen-Nr.: 617/2001) 

Mitteilung: 
 Der Antrag der SPD-Stadtratsfraktion bezüglich der Einführung einer getrennten 

Abwassergebühr wird am 06.12.2001 im Haupt- und Finanzausschuss eingebracht. 

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

2. Anfragen 
Es liegen keine Anfragen vor. 

 Da zu TOP 9.2 auch noch Gäste anwesend sind, wird dieser vorgezogen. 

9.2. Ausführungsplanung Poststraße 
(Vorlagen-Nr.: 545/2001) 

Dipl.-Ing. Helgers stellt die Ausführungsplanung anhand von Folien vor. 

Beigeordneter Schulz erläutert, dass das Vorhaben im Stadtmagazin vorgestellt wird und die 
Bürger die Möglichkeit haben, sich im Rathaus zu informieren. 

Seitens des Ausschusses wird betont, dass noch Beratungsbedarf bestehe. 

StV Frey gibt zu Protokoll, dass eine sichere Verkehrsführung für Radfahrer durch die 
Baumscheiben in der Poststr. nicht gewährleistet sei, da durch diese Baumscheiben der 
Ratfahrer in die Fahrbahn fahren muss und deshalb eine Gefahr darstelle.  

Dieser Meinung schließt sich SB Cremerius an. 

Der Ausschuss kommt überein, dass am 19.12.2001 um 17.00 Uhr eine Sondersitzung 
bezüglich der Ausbauplanung Poststrasse stattfinden soll.  

Weiterhin soll den Fraktionen ein besserer Plan zugesandt werden. 

3. Fahrradfreundliche Stadt 
Konzeptvorschlag des Lokale Agenda 21 Arbeitskreise 
(Vorlagen-Nr.: 534/2001) 

Der Ausschuss drückt sein Befremden über den Beschlussentwurf aus. 

Beigeordneter Schulz erläutert die Situation und verweist auf die Sitzungsvorlage. 

StV Frey stellt den Antrag, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen in kurz-, mittel- und 
langfristige Maßnahmen aufgearbeitet und seitens der Verwaltung Stellung bezogen werden soll. 
Die Maßnahmen sollen konkretisiert und in den Haushalt eingebracht werden. Weiterhin 
verweist er aus den Antrag aus der letzten Sitzung. 

Dieser Antrag wird Einstimmig bei 1 Stimmenthaltung angenommen. 

Des weiteren soll das Schreiben des Arbeitskreises „Stadtentwicklung und Verkehr“ sowie das 
Antwortschreiben der Verwaltung der Niederschrift als Anlage beigefügt werden. 
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5. Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ 
- Satzungsbeschluss - 
(Vorlagen-Nr.: 571/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „Der Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ wird gemäß § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen und die Begründung dazu.“ 

6. Mitwirkung der Stadt Jülich im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark 
(Vorlagen-Nr.: 592/2001) 
 
StV Frey erläutert, dass nur vorbehaltlich noch zu entwickelnder Leitlinien, die vertreten werden 
sollen, zugestimmt werden sollte. 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „Die Stadt Jülich wirkt ab 2002 im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark mit.“ 

7. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 577/2001) 
 
StV Frey bittet die Verwaltung noch zu prüfen, ob  die großen Container in der Satzung 
weiterhin aufgeführt werden können. Bis zum nächsten HAFA soll ebenfalls mitgeteilt werden, 
wo noch mit einem Traktor von Vereinen Papier eingesammelt wird und ob die Fahrzeuge für 
Gefäßleerung und Bündelsammlung ausgelegt sind. 
Zum besseren Verständnis sollte auch die gesamte Satzung das nächste Mal beigefügt werden.  

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 
 “Folgt Satzung im Wortlaut” 

8. Anträge 

8.1. Verbrennen von Grün- und Gartenabfällen 
hier: Antrag der SPD-Fraktion Nr. 42/2001 vom 10.11.2001 
(Vorlagen-Nr.: 588/2001) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „Die Verwaltung wird beauftragt, den Antrag zu prüfen.“ 

Zu der entsprechenden Sitzung soll auch StRD Haffner eingeladen werden. 

9. Bauvorhaben 

9.1. Neubau der Brücke Bongardstraße/Ellebach in Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 595/2001) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „Dem Entwurf wird zugestimmt.“ 

Der Ausschuss bittet um eine Prioritätenliste bezüglich der Brückensituation in Jülich. 
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10. Änderung der Vergabeordnung 
(Antrag Nr. 19/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom 
25.04.2001) 
(Vorlagen-Nr.: 604/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltunge(n) 

 „Die Vergabeordnung als Dienstanweisung für die Stadt Jülich soll entsprechend dem 
beigefügten Entwurf geändert werden.“ 

B. Nichtöffentlicher Teil 
  

Mit einem Wort des Dankes schließt der Vorsitzende gegen 18:50 die Sitzung. 

Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 
Schreiben des Bergamtes Düren 
Schreiben des Arbeitskreises „Stadtentwicklung und Verkehr“  und Antwortschreiben 
Änderung der Abfallsatzung 






























